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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

08.07.2009 

Geschäftszahl 

2008/15/0284 

Rechtssatz 

Die belangte Behörde hat in besonderem Ausmaß auch die Vermögens- und Einkommenssituation des 
Beschwerdeführers sowie die Verfahrensdauer berücksichtigt. Es spricht nichts dagegen, dass die belangte 
Behörde bei ihrer Entscheidung auch auf einen gewissen zeitlichen Rahmen für die Ausfertigung und Zustellung 
des angefochtenen Bescheides betreffend die Verhängung der Geldstrafe Bedacht genommen hat. Innerhalb des 
Spielraumes der schuldangemessenen Strafe durfte die belangte Behörde auch generalpräventive Überlegungen 
berücksichtigten (vgl. Leitner/Toifl/Brandl, Österreichisches Finanzstrafrecht3, Rz 634). 


